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Tischvorlage für die Sitzung des Senats am 13.02.2024 
 

 
„Behindert veraltete Ausrüstung die Polizeiarbeit und den Datenschutz bei der  
Videoüberwachung?“ 
(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)  
 
A. Problem 
 
Die Fraktion der FDP hat für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) folgende 
Anfrage an den Senat gestellt: 
 
 Wir fragen den Senat:  
 

1. Inwieweit treffen Berichte zu, dass die Polizei Bremen teilweise 
Videoaufzeichnungen nicht schwärzen kann, weil die Technik der Kameras 
veraltet ist? 

2. Welche Auswirkungen hat dieser Umstand auf die praktische Polizeiarbeit und 
Einsatzfähigkeit der Polizei in Bremen? 

3. Bis wann wird Abhilfe geschaffen sein? 
 
 
B. Lösung 
 
Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen:  
 
Die Fragen 1 bis 3 werden wie folgt beantwortet:  
Die Videotechnik an Liegenschaften der Polizei Bremen ist voll funktionstüchtig. Für 
die von der Landesbeauftragten für den Datenschutz und Informationsfreiheit 
empfohlenen Schwärzungen wird jedoch an mehreren Standorten bis zum geplanten 
Einsatz moderner Kameras auf Behelfslösungen zurückgegriffen, d.h. es wird 
breitflächiger geschwärzt oder der Kamerabereich wird manuell eingeschränkt, ein 
gemeinsamer Termin mit der Landesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit zwecks Überprüfung steht bevor. Ein konkreter Termin für den 
Austausch der Geräte kann noch nicht genannt werden.  

C. Alternativen 
Keine. 

D. Finanzielle/ Personalwirtschaftliche Auswirkungen/Genderprüfung 
Die Beantwortung der Anfrage hat keine personalwirtschaftlichen Auswirkungen. Die 
Kosten für den Austausch der Kameras können noch nicht valide beziffert werden.  



 

 

Der Anteil von Frauen in der Polizei Bremen beträgt derzeit rund 34% und in der 
OPB Bremerhaven rund 30% des Personalkörpers. 

E. Beteiligung / Abstimmung 
Die Vorlage wurde mit der Landesbeauftragten für den Datenschutz und 
Informationsfreiheit abgestimmt. 

F. Öffentlichkeitsarbeit/Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Nach Beschlussfassung zur Veröffentlichung geeignet.  
Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht 
nichts entgegen. 

G. Beschluss 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage des Senators für Inneres und Sport vom 
12.02.2024 der mündlichen Antwort auf die Anfrage der FDP in der Fragestunde der 
des Landtags zu. 


